
Die Einhaltung einer im 
Gesetz vorgeschriebenen 
Schriftform ist im Rechts-
verkehr im Allgemeinen und 
im Arbeitsrecht im Beson-
deren häufig von hervorra-
gender Bedeutung. Erfolgt 
dies nicht, so ist die Erklä-
rung und damit das mit ihr 
verbundene Rechtsgeschäft 
wegen Formmangels nichtig  
(§ 125 BGB). 

So bedürfen Kündigungen 
von Arbeitsverhältnissen 
oder ein auf deren Beendi-
gung gerichteter Auflösungs-
vertrag zu ihrer Wirksamkeit 
der Schriftform; die elektro-
nische Form ist ausgeschlos-
sen (§ 623 BGB). 

Aber auch die Inanspruch-
nahme der Elternzeit muss 
gemäß § 16 Abs. 1 Satz 1 BEEG 
schriftlich verlangt werden. 
Mit Urteil vom 10.05.2016 
(AZ: 9 AZR 145/15) hat 
das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) nun nochmals klarge-
stellt, dass es sich auch bei 
diesem Verlangen um eine 

empfangsbedürftige Willens-
erklärung handelt und die-
se Erklärung nur wirksam 
wird, wenn die formgerecht 
errichtete Erklärung dem Er-
klärungsempfänger zugeht. 
Hier ist dem Arbeitgeber im 
Ergebnis nur eine Ablichtung 
der Urkunde zugegangen. 
Beim Telefax genügt der Zu-
gang dieser Ablichtung nicht 
dem Schriftformgebot. Dies 
war im vorliegenden Fall so, 
da das Schriftstück von der 
Arbeitnehmerin nur per Te-
lefax übersandt worden war 
und sie nicht nachweisen 
konnte, dass es später auch 
im Original dem Arbeitgeber 
zuging. Dies hatte zur Folge, 
dass eine vier Monate später 
ausgesprochene Kündigung 
des Arbeitgebers wirksam 
war, da die Arbeitnehmerin 
sich nicht darauf berufen 
konnte, überhaupt Elternzeit 
verlangt zu haben, so dass 
der Kündigungsschutz ge-
mäß § 18 Abs. 1 Satz 1 BEEG 
nicht entstanden war. Das 
Gericht hat in diesem Urteil 
ausdrücklich klargestellt, 

dass nach dem Willen des 
Gesetzgebers hier eine Text-
form im Sinne § 126 b BGB 
nicht ausreicht und die hier 
mögliche elektronische Form 
einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur nach dem 
Signaturgesetz bedurft hätte 
(§ 126 a Abs. 1 BGB). Über 
eine solche so genannte Si-
gnaturkarte verfügt jedoch 
der durchschnittliche Arbeit-
nehmer gerade nicht. Aber 
für die Wirksamkeit einer 
Kündigung des Arbeitsver-
hältnisses ist auch die elek-
tronische Signatur ausge-
schlossen (§ 623 BGB). 

In diesen wichtigen Berei-
chen muss also weiter auf 
die Möglichkeit des Nach-
weises des Zuganges einer 
schriftlichen Erklärung, z. B. 
durch Übergabe oder durch 
Einwurf derselben per Boten 
in den Briefkasten geachtet 
werden. 
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